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Abstract
After World War II, West German society developed a new
model of integration, called „employee society” by the Social
Democratic Chancellor Willy Brandt. Economically, this model
was  possible  because  small-scale  pre-industrial  property
structures decreased sharply while industrial and office labor
became more qualified and better paid. Politically, the model
was  based  on  institutional  regulation  of  class  interests
through  collective  bargaining  and  a  modernized  welfare
state.  In  addition,  society  underwent  important  changes
where cultural capital and personal autonomy increased (the
„knowledge society”  and „individualization”).  Although the
vertical class structure was not abolished, the family trees of
labor became more differentiated.
The long period of economic stagnation since 1973 caused
the return of mass unemployment and poverty (both around
10 percent),  the preservation of  discrimination (by gender,
ethnicity, age, and milieu), and an enormous increase in dis-
continuous and precarious life situations in the vast middle
ground of  skilled  blue  and white collar  employees.  Rather
than taking these grievances seriously, the political class con-
tinues piecemeal neoliberal policies of social destabilization.
As a consequence, the majority of the population feels deep
distrust against politicians.  The conservatives lost  power in
1998,  but  since  then the  new red-green coalition has  lost
much of its support because it continued neoliberal policies.
However, most critics become non-voters; the potential for
right wing populism is at most 25 percent.
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Michael Vester 

Von der Integration zur sozialen Destabilisierung: 
Das Sozialmodell der Bundesrepublik und seine Krise

In der gegenwärtigen Situation wird die Zunahme sozialer Ungleichheiten 
vorzugsweise so erklärt, daß niemand dafür die Verantwortung trägt – es 
sei denn die „Ökonomie“ oder „die Masse“, d. h. die Betroffenen selber. 
Die politisch Mächtigen fördern heute wieder soziale Gegensätze oder, 
wie es in der neutralisierenden Sprache der Ökonomie heißt, die „Sprei-
zung der Einkommen“. Aber das tun sie nach eigenem Bekunden nur, 
weil ihnen die Globalisierung der Märkte dazu keine Alternative läßt. Wie 
anders sollen sie die Menschen, die sonst träge in der bequemen Hän-
gematte des Wohlfahrtsstaates liegenblieben, zu mehr Leistung zu moti-
vieren? 
 Mit dieser Sichtweise kontrastiert erfrischend die Erinnerung an die 
politische Verantwortung, die Max Weber den Parteien vor gut 100 Jah-
ren ins Stammbuch schrieb: „Das Drohende unserer Situation aber ist: daß 
die bürgerlichen Klassen als Träger der Machtinteressen der Nation zu 
verwelken scheinen und noch keine Anzeichen dafür vorhanden sind, daß 
die Arbeiterschaft reif zu werden beginnt, an ihre Stelle zu treten. Nicht – 
wie diejenigen glauben, welche hypnotisiert in die Tiefen der Gesellschaft 
starren – bei den Massen liegt die Gefahr. Nicht eine Frage nach der öko-
nomischen Lage der Beherrschten, sondern die vielmehr nach der politi-
schen Qualifikation der herrschenden und aufsteigenden Klassen ist auch 
der letzte Inhalt des sozialpolitischen Problems. Nicht Weltbeglückung ist 
der Zweck unserer sozialpolitischen Arbeit, sondern die soziale Einigung 
der Nation, welche die moderne ökonomische Entwicklung sprengte, für 
die schweren Kämpfe der Zukunft.“ (Weber 1988, 23, Hervorhebung bei 
Weber) Ausdrücklich machte Weber weder die ökonomistische noch die 
massenpsychologische Zeitmode mit, sondern verwies darauf, daß die 
„Systemintegration“ von der politischen Kultur und vor allem den Regu-
lierungskonzepten der gesellschaftlichen Eliten und Gegeneliten abhänge.  
 Als Versuch, aus der Unverantwortlichkeit der Vergangenheit zu ler-
nen, entstand nach 1945 in der Bundespublik ein neues Modell gesell-
schaftlicher Konfliktregulierung und Integration. Die Regulierung der 
Klassengegensätze beruhte auf einer relativ umfassenden korporativen 
und parteipolitischen Repräsentation und Aushandlung der Konflikte zwi-
schen den sozialen Gruppen. Sein Erfolg wurde möglich durch den langen 
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Aufschwung des Nachkriegskapitalismus, durch die Entlastung der Nach-
folgestaaten des Deutschen Reiches von früheren großen regionalen, 
wirtschaftsstrukturellen und konfessionellen Konflikten.  
 Die konservativen Regierungen Konrad Adenauers entwickelten nicht 
nur die Kompromißfähigkeit zwischen den bürgerlichen Parteien, son-
dern auch mit der Arbeiterbewegung. In den 1950er und 1960er Jahren 
konnten sich die Arbeitnehmer die Teilhabe am ‚Wirtschaftswunder‘ 
durch Arbeitszeitverkürzungen sowie höhere Lohn-, Konsum-, Sozial- 
und Bildungsstandards erkämpfen. Während die traditionellen Agrar- und 
Industrieberufe der körperlichen Arbeit radikal schrumpften, wuchs die 
Mitte der Facharbeiter und qualifizierten Angestellten. Die Klassengesell-
schaft „enttraditionalisierte“ sich. Nicht nur die ständisch-kleinbürgerli-
chen Strukturen, sondern auch die schroffen Klassenspaltungen aus der 
Zeit der Industrialisierung bauten sich ab. Für die Arbeiter schwanden die 
alten Merkmale der sog. „Proletarität“, d. h. die unsichere Beschäftigung, 
die soziale Rechtlosigkeit und die eher geringe Fachqualifikation. Durch 
erkämpfte Rechte, hohes Fachkönnen und relative soziale Sicherheit er-
langten sie ihrerseits Standards der sozialen „Mitte“. Die ‚Entproletarisie-
rung‘ war jedoch nicht rückwärts, auf eine ‚kleinbürgerliche‘ oder ‚mittel-
ständische‘ Einordnung gerichtet, sondern auf ein modernes, ‚merito-
kratisches‘ (Young 1958) Bewußtsein, d. h. das Prinzip „Leistung gegen 
Teilhabe“: Für die Bereitschaft zu hoher Arbeitsleistung wurde eine um-
fassende Teilhabe an den sozialen Chancen verlangt.  
 Trotz gewichtiger Unterschiede gab es hier auch Gemeinsamkeiten 
mit der DDR-Gesellschaft. Diese war, wie Wolfgang Engler es nennt, eine 
„arbeiterische Gesellschaft“. In beiden Gesellschaften war, wenn auch un-
ter verschiedenen politischen Regulierungsformen, die Arbeiterklasse in 
die Mitte aufgerückt, deren sichere soziale Standards zuvor dem alten 
Mittelstand (den kleinen Eigentümern) und dem neuen Mittelstand (den 
„besseren“ Angestellten) vorbehalten gewesen waren.  
 Das neue Modell der regulierten Klassengesellschaft lag jenseits der 
alten Alternative zwischen ständischer Harmonie und schroffen Klassen-
gegensätzen. Einerseits waren die Klassengegensätze jetzt eindeutiger, 
weil die ständischen Zwischenschichten dahinschwanden. Andererseits 
waren sie durch das Aushandlungsmodell des „institutionalisierten Klas-
senkonfliktes“ (Geiger 1949; Dahrendorf 1957), das die Chance zum 
Kompromiß bot, entschärft. Das Modell war relativ unabhängig von direk-
ter staatlicher Intervention. Das „korporatistische Dreieck“ (Kreckel 1992) 
von Staat, Unternehmern und Gewerkschaften sicherte zwar nicht eine 
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gleiche, aber doch eine bedeutsame Teilhabe der Arbeitnehmer an der 
Gesellschaft.  
 Diese Stärke wurde später auch zur Schwäche. Intern ermöglicht die 
institutionelle Bürokratie häufig zu wenig Beweglichkeit, Partizipation 
und Elitewechsel. Extern verlor sie an Repräsentativität, insbesondere für 
Frauen, Ausländer, gering Qualifizierte, Jugendliche und Rentner. Das So-
zialmodell hatte darin seine Grenzen, aber es war doch modernisierungs- 
und konfliktfähiger als das staatsbürokratische Modell, das nach 1945 mit 
Hilfe der Sowjetunion in Ostdeutschland installiert wurde. So konnte die 
Regierung Willy Brandts, die 1969 durch modernisierte Arbeitnehmer 
und Jugendmilieus an die Macht gebracht wurde, das Sozialmodell we-
sentlich erweitern und auch durch die Versöhnung mit dem Osten au-
ßenpolitisch absichern. Nach seinem großen Wahlsieg von 1972 sprach 
Willy Brandt vom Modell der „Arbeitnehmergesellschaft“ (Lepsius 1973).  

1. Die Ideologie der „postindustriellen Wissensgesellschaft“:  
Überwindung der Klassengegensätze? 
Das Integrationsmodell war allerdings um 1970 bereits durch neue wirt-
schaftliche Strukturverschiebungen herausgefordert, die mit der sog. Ter-
tiarisierung identifiziert wurden. Von 1950 bis 1997 sank die Beschäfti-
gung in der Landwirtschaft von etwa 25% auf etwa 3%, in der Industrie 
von etwa 43% unter 38%. Die Freigestellten wurden, jedenfalls bis 1973, 
meist nicht arbeitslos, sondern wechselten in andere, wachsende Bran-
chen. Die Beschäftigung stieg in den öffentlichen und privaten Dienst-
leistungen von etwa 18% auf etwa 40%, in Handel und Verkehr von etwa 
14% auf etwa 23%.
 Daniel Bell proklamierte 1973 die „postindustrielle Wissens- und 
Dienstleistungsgesellschaft" als einen Epochenbruch, der die Wirtschaft-, 
Herrschafts- und Mentalitätsstrukturen unaufhaltsam und grundlegend 
ändert (Bell 1985 [1973]). Er begründete dies mit drei Tendenzannah-
men: (1) Tertiarisierung, d. h. Verdrängung der zuvor dominanten Indust-
rie durch den Dienstleistungssektor; (2) Wissensgesellschaft, d. h. Ablö-
sung der Macht des Kapitals durch die legitime Autorität des Wissens; (3) 
postmaterialistischer Wertewandel (Inglehart 1977), d. h., als Folge der 
Sättigung der materiellen Bedürfnisse durch den Wohlfahrtsstaat die Ver-
drängung der „materialistischen“ Werte der (ohnehin verschwindenden) 
Arbeiterklasse durch die postmateriellen Werte der modernen Dienstlei-
stenden.  
 Über Ulrich Beck (1983; 1986) und Anthony Giddens (1999) ist diese 
Deutung inzwischen zum Mainstream, zu einer neuen Integrationsideolo-
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gie geworden. Sie legitimiert eine moderne Elite (des Wissens), die im 
Bündnis mit anderen Eliten (innovatorischen Unternehmern, Medienleu-
ten und Politikern) und produktiven Leistungsträgern (den modernen 
Dienstleistenden) steht, vereint durch gemeinsame (postmaterialistische) 
Werte und Ideale.  
 Die Beschreibung bleibt allerdings an der Oberfläche der Erscheinun-
gen. Die Industrie ist nach wie vor bedeutsam, wenn auch neben den 
Dienstleistungen. Die Wissenschaftler sind nach wie vor dem Kapital un-
tergeordnet (Baethge u. a. 1995). Und die Dienstleistenden sind, wie 
auch die Industriebeschäftigten, überwiegend Arbeitnehmer. Tertiarisie-
rung, Wissengesellschaft und Wertewandel beschreiben daher keinen 
Epochenbruch, der die Herrschaftsverhältnisse ändert oder die Industrie 
unwichtig macht, sondern eine horizontale Differenzierung, die die Pro-
duktivkräfte vielfältiger und intelligenter macht. (Auf diese Differenzie-
rung sind die Institutionen der „Arbeitnehmergesellschaft“ tatsächlich 
nicht hinreichend eingestellt.)  
 Entstanden ist damit nicht eine neue herrschaftsfreie Welt, sondern 
eine neue Konfliktkonstellation. Der Widerspruch zwischen den moderni-
sierten Produktivkräften und den gesellschaftlichen Kommandoverhält-
nissen wird zur Zeit in den sozialen Kämpfen zwischen Kapital, Staat und 
Arbeit neu ausgetragen. Dabei konkurrieren zwei Alternativen der Mo-
dernisierung miteinander. Die heute herrschende Politik versteht unter 
Innovation die Stärkung der Autorität der Spitzen, d. h. der „unter-
nehmerischen“ Eliten in der Wirtschaft wie in den öffentlichen Bürokra-
tien bis hin zu den Universitäten. Die Gegenseite betont, daß die gestie-
gene Differenzierung und Fachkompetenz nach flacheren Hierarchien und 
mehr Entscheidungskompetenz am Arbeitsplatz verlangt. Die Autoritäten 
wiederum werten diese Ansprüche von unten als Behinderung der Leis-
tungsfähigkeit in der globalen Konkurrenz der Märkte und fordern daher 
den Abbau sozialer Rechte.  

2. „Individualisierung“ – Die Ideologie der Auflösung  
sozialer Identitäten und Kohäsion 
Ulrich Beck leitet aus dem Übergang zur Dienstleistungs- und Wissens-
gesellschaft direkt die sog. „Individualisierung“ ab (Beck 1983; vgl. Beck 
1986). Er stützt sich dabei auf drei Tendenzannahmen: (1) die Heteroge-
nisierung der sozialen Lagen durch entstandardisierte Lebenslaufsmuster 
und durch neue Ungleichheiten nach Geschlecht, Alter und Ethnie; (2) 
den Bindungsverlust, d. h. die Ablösung der neuen Generation von den 
traditionellen Herkunftsmilieus infolge der Mobilität in neue Wohnorte, 
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Berufe und Ausbildungen, wo die Bindungen lockerer und frei wählbar 
sind; (3) das neue Politikmodell, d. h. – als Folge der Erosion alter Bindun-
gen – auch der Zerfall der sozialdemokratischen und sozialkatholischen 
Großgruppen. Deren Politik der materiellen Umverteilung wird durch ein 
neues Politikmodell „jenseits von rechts und links“, in dem es um post-
materielle Werte und um Lebensstile geht, ersetzt (Beck 1983; 1986; 
Giddens 1999).  
 Unsere Gegenthese versteht die sogenannte Individualisierung nicht 
als völlige Neuschaffung, sondern als Umstellung (vgl. dazu Bourdieu 
1982 [1979], 227ff, 711f), als einen relativen Umbau der Mentalitäten 
und Milieus.1 Die äußeren Lebensbedingungen haben sich durchaus ein 
Stück weit in die angegebene Richtung verändert. Aber dies ergab sich 
nicht automatisch aus einer ‚materiellen Sättigung‘. Vielmehr hat jedes 
Milieu die neuen Bedingungen nach seiner ‚eigenen Facon‘ verarbeitet. 
Der Milieuwandel folgte keiner evolutionären Gesetzlichkeit, sondern er 
wurde, vor allem in den sechziger Jahren, in den Emanzipationskämpfen
der Jugendkulturen „gemacht“ (Clarke u. a. 1979; vgl. Geiling 1996). Die 
Zusammenhänge der Milieus haben sich nicht aufgelöst, sondern in ihrer 
Form geöffnet und modernisiert und, nach der Art von Stammbäumen, 
aufgefächert. Die Milieus sind somit einerseits immer noch als Nachfah-
ren der früheren Stände, Klassen und Schichten (und ihrer Untergruppen) 
erkennbar. Andererseits haben sie auch gemeinsame Züge, in der jünge-
ren Generation vor allem in den Werten der Selbstbestimmung, der 
Selbstverwirklichung und – da es sich um Vergemeinschaftungen von (Al-
ters-)Gleichen, um peer groups, handelte – auch der sozialen Mitver-
antwortung.  

                                                          
1 Dies ließ sich auch mit qualitativen und mit repräsentativen Befragungen, durchgeführt 

nach der Methodologie von Bourdieu, bestätigen (Vester u. a. 1993/2000). 
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Abbildung 1: Traditionslinien sozialer Milieus in West- und Ostdeutschland2

Die vertikalen Milieustufen 
und ihre horizontale  
Differenzierung  
nach Traditionslinien 

Differenzierung der Tra-
ditionslinien: Untergrup-
pen (-) und Generationen 
(*) in Westdeutschland 
(1982–1995) 

Differenzierung der Tra-
ditionslinien: Untergrup-
pen (-) und Generationen 
(*) in Ostdeutschland 
(1991–1997) 

1. Hegemoniale Milieus 
 (zwischen 22% und 
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1.1. Traditionslinie von 

Macht und Besitz:
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heitlichen Funktions-

eliten (ca. 10%)  
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nstleistenden Funk-

tionseliten (ca. 10%) 

1.3. Traditionslinie der kul-

turellen Avantgarde
(ca. 5%) 

Konservativ-technokrati-

sches Milieu (ca. 9%–

10%)**  

Liberal-intellektuelles Mi-

lieu (ca. 9%–10%)**, mit 

zwei Teilgruppen:  

– Progressive Bildungselite 

(ca. 5%) 

– Moderne Dienstlei-

stungselite (ca. 4%) 
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5%–0%)** 

– Postmodernes Milieu 
(ca. 0%–5%)** 
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2 Die Zuordnung der westdeutschen Milieus ist, auch mittels der repräsentativen Befra-

gung von 1991, näher untersucht (Vester u. a. 1993/2000). Die Prozentsätze stützen sich 
auf Daten des ‚Sinus‘-Instituts (SPD 1984; Becker u. a. 1992; Flaig u. a. 1993; ‚Spiegel‘ 
1996). Die Zuordnungen der ostdeutschen Milieus ist unsere Hypothese auf Basis neue-
rer ‚Sinus‘-Untersuchungen (‚Spiegel‘ 1996). 
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2. Milieus der „respek-
tablen“ arbeitenden 
Klassen  

 (zw. 64% und 66%) 

2.1. Facharbeiterische
 Traditionslinie 

 (zw. 27% und 30%) 

2.2. Ständisch- 
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 (zw. 32% und 23%) 
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10%) 
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milieu (ca. 10%–5%)** 
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ca.18%)** 
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mermilieu (0%–7%)** 

*Kleinbürgerliches Arbeit-

nehmermilieu (ca. 28%–

15%)** 

*Modernes bürgerliches 

Milieu (0%–ca. 8%)**  

*Hedonistisches Milieu 
(ca. 10%–11%)** 
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27%–12%)** 
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niermilieu (0%–ca. 8%)** 

*Modernes Arbeitneh-

mermilieu (0%–ca. 9%)** 
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(ca. 23%–12%)** 
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Milieu (0%–ca. 10%)** 
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ca. 10%)** 
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5%–0%)** 

3. Traditionslinie(n)  
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 (zwischen 8% und 

13%)  

Traditionslose Arbeitneh-

mermilieus 

 – Statusorientierte (ca. 

3%) 

 – Resignierte (ca. 6%) 

 – Unangepaßte (ca. 2%) 

- Traditionsloses Arbeit-

nehmermilieu (ca. 8%–

13%)** 

– Hedonistisches Arbeiter-

milieu (ca. 5%–0%)** 

** Veränderung der Milieus in Prozent von 1982 bis 1985 (West) und 1991 bis 1997 (Ost) 

11

Abbildung 2: Die Milieus der alltäglichen Lebensführung im sozialen Raum  
Westdeutschlands 
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3. Heterogenisierung und Destabilisierung der Lebenslagen  
Die neuen Umstände, auf die die jüngeren Milieus sich umstellen muß-
ten, beruhten nicht allein auf der Zunahme sozialer Chancen, sondern 
bald auch auf gegenläufigen Tendenzen sozialer Unsicherheit und Hete-
rogenität, bedingt durch die seit der Ölkrise von 1973 anhaltende lange 
Stagnation (Zinn 1998, 55 und 75). Die anhaltende Wachstums-
schwächung mit steigendem „Arbeitslosensockel“ beruhte auf einem re-
lativen Zurückbleiben der Massennachfrage. Von 1980 bis 1997 stiegen 
die Nettolöhne nur um 20%, die Nettogewinne aber um 119%. Die flüs-
sigen Geldmittel der ‚Besserverdienenden‘ flossen immer weniger in die 
Nachfrage und immer mehr in die Spekulation mit Anlagekapital. Mit der 
Nachfrage sank auch die Beschäftigung. Die registrierte Arbeitslosigkeit 
stieg stufenweise von einer Million auf mehr als vier Millionen oder ca. 
10% in den neunziger Jahren, die Armut auf etwa 10%.  
 Arbeitslosigkeit und Armut waren nur die Spitze des Eisbergs. Kaum 
wahrgenommen wurde das mehrfach größere Massiv unter der Ober-
fläche, die Betroffenheit der sozialen Mitte durch erzwungene Verände-
rungen ihrer „Lebensweise als ganzer“ (Thompson 1987 [1963]), d. h. 
nicht nur ihrer quantitativen Standards, sondern ihrer Lebensqualität. Die 
Verdrossenheit, die sich politisch äußert, begann in der Alltagserfahrung. 
Eine Mehrheit sieht heute das Prinzip der Arbeitnehmergesellschaft – 
„Leistung gegen Teilhabe“ – durch soziale Diskriminierung, Destabili-
sierung der Lebensläufe und Prekarität gefährdet. Viele empören sich, 
daß Menschen nach Geschlecht, Alter oder ethnischer Gruppe benach-
teiligt werden oder Menschen, die zuverlässig gelernt und gearbeitet ha-
ben, keinen sicheren und dauerhaften Arbeitsplatz bekommen können 
und auf die Gnade anderer angewiesen sind. Von den neuen Dis-
kriminierungen sind wachsende Gruppen der gut ausgebildeten sozialen 
Mitte betroffen. Diese neue Konstellation läßt sich in vier Erscheinungs-
formen zusammenfassen, die seit den siebziger Jahren nacheinander Ak-
tualität gewonnen haben und heute gleichzeitig und kumuliert nebenein-
ander bestehen. 
 Die erste Form betrifft die soziale Diskriminierung bestimmter Personen-
gruppen. Sie wird seit den siebziger Jahren breit diskutiert, unter dem 
Namen „neue soziale Frage“ oder „neue soziale Ungleichheiten“ (Geißler 
1976; Hradil 1987). Von den Stelleneinsparungen und Einkommens-
dämpfungen war damals der korporativ gut vertretene Kern der Industrie-
gesellschaft weniger betroffen als die schlecht vertretenen Gruppen der 
„sozialen Peripherie“. Die allmählich zurückkehrende Unsicherheit der Ar-
beitsplätze betraf zuerst die gering qualifizierten Milieus, die Frauen, die 
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Alten, die Jungen und die Ausländer (deren Zuwanderung gestoppt wur-
de), also Gruppen, die ohnehin unterproportional am Wirtschafts-
wachstum teilhatten. Ähnlich war die Situation der „geprellten Genera-
tion“ (Bourdieu 1982 [1979]), d. h. jener Teile der jüngeren Jahrgänge, 
die durch die Bildungsreformen besser ausgebildet waren, aber zu spät 
kamen, um in Krankenhäusern, Sozialeinrichtungen, Schulen, Univer-
sitäten usw. noch einen sicheren Arbeitsplatz zu finden. Der sog. „Radi-
kalenerlaß“ der Bundesregierung machte zudem vielen von ihnen Angst, 
wegen politischer Aktivitäten verfolgt bzw. vom Öffentlichen Dienst fern-
gehalten zu werden. 
 Das zweite Phänomen, die Verzeitlichung der sozialen Ungleichheiten, 
wird zunehmend seit den achtziger Jahren beobachtet. Die Normalbio-
graphie der Industriegesellschaft machte diskontinuierlichen und ent-
standardisierten Lebenslaufmustern immer mehr Platz. Phasen der Aus-
bildung, des vollen oder prekären Erwerbs und der Erwerbslosigkeit 
wechselten einander ab (Berger/Hradil 1990; Berger 1996). Den Hinter-
grund bildete das Ansteigen der Arbeitslosigkeit auf zwei, dann drei Mil-
lionen nach 1980. Die Krise erreichte verstärkt die Trägerbranchen des 
früheren Wirtschaftswunders und den zuvor gesicherten Kern der Arbeit-
nehmer. Die Unternehmen senkten die Kosten nicht mehr nur mit Ratio-
nalisierungen der Arbeitsorganisation und vermehrt mit neuen, extrem 
arbeitssparenden Technologien. Hinzu kam ein Paradigmenwechsel der 
betrieblichen Beschäftigungspolitik (Berger 1996; Konietzka 1997; zu-
sammenfassend: Sopp/Konietzka 1998). Qualifizierte Stammbeleg-
schaften wurden nicht mehr im Betrieb gehalten, sondern durch „down-
sizing“ verschlankt. Denn bei Bedarf konnten genügend qualifizierte Kräf-
te extern angeworben werden.  
 Dies führte nicht nur zur Arbeitslosigkeit, sondern zu einem neuen Ty-
pus von Umstellungen: der Abwertungskarriere. Sie traf neben den Unter-
privilegierten zunehmend die Facharbeiter und -angestellten wie auch die 
Bildungsschichten. Längsschnittuntersuchungen (Berger 1996) bestätig-
ten, daß die statistischen Durchschnittswerte über die Erfahrung der Dis-
kontinuität sozialer Lagen täuschen. So lag 1977 bis 1988 die Arbeits-
losigkeit zwar „nur“ um zwei Millionen. Aber in der gleichen Zeit mach-
ten 13 Millionen Menschen, annähernd jede zweite Erwerbsperson, die 
Erfahrung einer vorübergehenden Arbeitslosigkeit. Wegen ihrer guten 
Grundqualifikation fanden sie zwar meist wieder Beschäftigung. Aber die-
se relative Sicherheit wurde immer häufiger mit geringerem Einkommen 
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und erhöhten Belastungen an Pendlerwegen, Mehrarbeit und Ab-
wesenheiten von der Familie bezahlt.3

 Die Entwertung des kulturellen Kapitals durch wiederholte Um-
stellungen traf schließlich auch jene Jüngeren stärker, die immer wieder 
in Weiterbildungen, Arbeitsbeschaffungs-Maßnahmen, Stellenvertret-
ungen usw. investierten, um sich so nach und nach in eine feste Beschäf-
tigung „hineinzuschrauben“ – ohne aber sicher zu sein, ob der Stein, den 
sie emporgewälzt haben, nicht wieder zurückrollt.  
 Die dritte Form neuer Ungleichheit, der Wohlstand auf Widerruf, wei-
tete sich in den neunziger Jahren erheblich aus (Hübinger 1996). Die ein-
zelnen Standards der sozialen Lage (Einkommen, Wohnweise, Familien- 
und Gesundheitssituation usw.) waren so wenig stabil, daß ein all-
täglicher Schicksalsschlag – Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfall, Scheidung 
usw. – mindestens vorübergehend unter die Armutsgrenze führen konn-
te. Über einem Sockel von etwa 10% Einkommensarmut wuchs eine Zo-
ne der Prekarität, die weitere 25–30% der Bevölkerung betraf. Sie reichte 
auch in die Milieus der Facharbeiter und Fachangestellten und bis zu den 
neuen Bildungsschichten, insbesondere wenn sie (als Rentner, Alleiner-
ziehende, Kinderreiche, Scheinselbständige oder Behinderte oder durch 
Unfall, Krankheit oder Arbeitslosigkeit) ein Stück weit aus sozialen Net-
zen herausfielen. Andererseits umfaßte sie viele Beschäftigte in den ent-
stehenden Sektoren der Billigarbeit, der befristeten oder prekären Ar-
beitsverhältnisse und der Arbeitsbeschaffungs- und Weiterbildungs-
schleifen.  
 Den Hintergrund dieser Prekarisierungen bildete ein weiterer qualita-
tiver Sprung der sozialen Deregulierung. Mit dem Zusammenbruch der 
DDR und des Ostblocks und mit der Europäischen Vereinigung von 
Maastricht fielen äußere Grenzen, die die Konkurrenz zuwandernder Ar-
beitskräfte und der Niedriglohn-Länder kleingehalten hatten. Die Libera-
lisierung des Welthandels verstärkte zudem weiter den Konkurrenzdruck 
auf die Trägerbranchen mit hoher Produktivität und Technologie.  
 Die vierte Form neuer Ungleichheit, die Deklassierung durch dauerhaf-
te Armut oder Arbeitslosigkeit, unterscheidet sich von der historischen 
Gestalt einer flächendeckenden Proletarisierung der ungelernten Arbeiter. 
Sie hat vielmehr bisher eine insulare Struktur von verarmten und sozial-
                                                          
3 Nach Umfragen sind heute die meisten Arbeitnehmer bereit, bei Entlassungen schlecht-

ere Arbeitsbedingungen anzunehmen: längere Arbeitswege (74% dafür), schlechtere be-
rufliche Positionen (61%) oder geringeres Verdienst (52%). Nur 1,2% haben es abge-
lehnt, im Sinne der Zumutbarkeitsregel einen Verdienst in Höhe der bisherigen Arbeits-
losengelder bzw. -hilfen anzunehmen (nach: Sozialwissenschaftliches Forschungsinstitut 
Berlin-Brandenburg, zit. in: Frankfurter Rundschau v. 9.12.1997).
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moralisch ausgegrenzten Einzelnen, die sich allerdings in bestimmten 
Wohnvierteln der Großstädte, den sogenannten „sozialen Brenn-
punkten“, und in Formen der Anomie und der Jugendgewalt gegen 
Fremde, aber auch der politischen Apathie oder des Rechtspopulismus 
verdichten. In den großen Städten haben diese, gesamtgesellschaftlich 
gesehen, „insularen“ Gettos inzwischen eine kritische Größe und, weil sie 
das interethnische Zusammenleben in der ganzen Gesellschaft auf die 
Probe stellen, eine alarmierende Bedeutung erlangt (vgl. Heitmeyer/ 
Anhut 2000). Dabei fehlt es nicht an Kräften, die das Zusammenleben 
der Bevölkerungsgruppen verbessern wollen. Beunruhigend ist vielmehr, 
daß diese Kräfte von der Politik oft alleingelassen oder, in manchen 
Großstädten, auch ganze Stadtviertel als politische Investitionsobjekte 
‚aufgegeben‘ und sich selbst überlassen werden.  

4. Materielle Standards und die Qualität des Lebens:  
Kohäsions- und Bewältigungsstrategien im Alltag  
Wenn wir von der vertikalen Verteilung materiellen Lebenschancen aus-
gehen, ergibt sich das scheinbar eindeutige Bild einer zunehmenden 
„Spreizung“ materieller Standards. So waren z. B. 1984 bis 1989 durch-
schnittlich „nur“ 2,7% einkommensarm, aber zusätzlich weitere 15% ein 
oder zweimal unter die Grenze des halben Durchschnittseinkommens ge-
fallen (vgl. Berger 1996). Für die frühen neunziger Jahre verzeichnet die 
Studie der Caritas (Hübinger 1996) bereits folgende Stufung sozialer La-
gen:  

Etwa 40% lebten in sicheren Verhältnissen.  
Etwa 20–25% waren durch eine Lebensweise der Knappheit verunsi-
chert. 
Weitere 25–30% waren Menschen im Wohlstand auf Widerruf.
Etwa 10% lebten bereits in dauerhafter Armut mit einem Monatsein-
kommen unter 924 DM. 

 Im unteren Teil dieser Skala sozialer Lagen finden wir die oben be-
schriebene Stufung von Diskriminierung, Diskontinuität, Prekarität und 
Exklusion. Sie wird hauptsächlich auf zwei Weisen diskutiert. Die eine 
Seite sieht die historischen Tendenzen der Proletarisierung und Ver-
elendung wiederkehren. Die Daten nimmt sie als Beweis für eine linear 
voranschreitende vertikale Polarisierung zwischen hohen und unsicheren 
Einkommen, vielleicht auch zwischen Zufriedenheit und Rebellion (oder 
Resignation). Die andere Seite, die einen dritten Weg zwischen der Sozi-
aldemokratie und dem Wirtschaftsliberalismus propagiert, räumt zwar 
ein, daß die sozialen Risiken gestiegen sind. Aber sie behauptet, daß die 
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Grundsicherungen des Sozialstaats extreme Not verhindern. Es bestehe 
sogar die Gefahr, daß die Eigeninitiative entmutig werde, weil das Sozial-
system zu viele Risiken absichere. Das soziale Netz soll nicht als „Hänge-
matte“ zum Verweilen einladen, sondern als „Trampolin“ die Rückkehr in 
ein risikobereites Erwerbsleben aktivieren. Unsere Untersuchungen zum 
sozialen Raum (Vester u. a. 1993/2000) liegen quer zu diesen Ansätzen 
und insbesondere zur Verkürzung der Sichtweise auf die vertikale und die 
ökonomische Dimension. Sie führen zu einer anderen Diagnose:  
 Zum einen öffnet sich die Schere der ökonomischen Ungleichheit 
nicht nur in der Richtung der vertikalen Verteilung. Die vom Markt und 
vom Staat angebotenen Verteilungen der Ressourcen driften auch auf der 
horizontalen Achse (Modernisierung der Produktivkräfte) und der Zeit-
achse (Generationenverhältnis) auseinander. Die Verlierer der Moderni-
sierung konzentrieren sich keineswegs nur in den unterprivilegierten Mi-
lieus. Auch am rechten Rand der Mitte finden sich Milieus, die nach Bil-
dungskapital und Einkommen nicht mithalten konnten, die „klein-
bürgerlichen Arbeitnehmermilieus“. Die Verlierer sind schließlich auch 
auf der Zeitachse des Lebensverlaufs auszumachen. An deren äußeren 
Enden finden sich die sozialen Gruppen, die (als junge Leute) noch nicht 
oder (als Alte) nicht mehr genügend soziale Beziehungsnetze oder „sozia-
les Kapital“ haben. Vor allem in den unteren und kleinbürgerlichen Mi-
lieus finden sich Rentner, die schon im Erwerbsleben wenig verdient ha-
ben und nun unter Altersarmut und Isolierung leiden. Als „Problemgrup-
pe“ stigmatisiert sind zudem unterprivilegierte Jugendliche, deren soziale 
Mitgift an Ausbildungs- und Lebensstandards nicht ausreicht.  
 Zum anderen handeln die Individuen nicht einfach als „Träger“ objek-
tiver Gesetze der Polarisierung der materiellen Standards. Durch ihren 
Habitus und ihre sozialen Beziehungen sind sie Mitglieder sozialer Milie-
us, deren jedes seine eigene Lebensweise, Weltsicht und Bewälti-
gungsweise hat. Die Zumutungen liegen für viele in der Veränderung die-
ser Lebensweise als ganzer. Der ökonomische Lebensstandard sinkt „nur“ 
relativ ab, aber um den Preis und im Kontext ungewohnter Zumutungen 
an Belastung und Streß, Unsicherheit und Zukunftssorgen, Fremdbe-
stimmung und autoritärer Bevormundung. Selbst die Lebensweise der Ju-
gendlichen ist immer mehr eingespannt in die Logiken lückenloser Ter-
minkalender. Auch wenn diese Lebensweise ein soziales Absinken ver-
hindert, wird sie viel eher als Hamsterrad denn als Hängematte erfahren. 
 In seiner großen Untersuchung über die heutigen Modernisie-
rungsverlierer, „La misère du monde“, kritisiert auch Pierre Bourdieu 
(1997 [1993]) nicht das materielle Elend, sondern das, was die heutige 
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Modernisierung in den sozialen Beziehungen derer anrichtet, die als 
Facharbeiter überflüssig, als Jugendliche chancenlos, als Landwirte ohne 
Erben, als Händler ohne Markt, als Frauen dem Chef ausgeliefert sind o-
der die sich als Lehrer, Sozialarbeiter, Therapeuten, Polizisten oder Rich-
ter vergeblich mit unmotivierten Jugendlichen oder sozialen Brenn-
punkten mühen (Bourdieu u. a. 1997 [1993]; vgl. Geiling 1996). Damit 
wird auch der melodramatische Elendsbegriff vermieden, der das Mitleid 
mit unabwendbar schicksalhaften Katastrophen anspricht. Vielmehr wer-
den in der Krise sozialer Beziehungen auch die Kräfte sozialer Selbsthilfe, 
der Gegenwehr und der erfolgreichen Bewältigung mobilisiert.  

Abbildung 3: Die Bewältigung der Umstellungskrise in den verschiedenen  
Milieutraditionen 
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So gut wie alle Milieus suchen ihre äußeren Lebenslagen mit aktiven in-
dividuellen und gemeinschaftlichen Strategien zu bewältigen. Diese Stra-
tegien sind je nach Habitus und kultureller Tradition verschieden, so daß 
verschiedene Milieus die gleiche objektive Situation auch verschieden 
verarbeiten. Die soziale Frage gleicht daher heute nicht der einfachen Fi-
gur einer sich langsam spreizenden Schere, der alle gleich unterworfen 
sind. Sie gleicht eher einem Mosaik verschiedener Milieus, in denen sich 
die nach beiden Seiten aufgehenden Scheren sozialer Ungleichheit viel-
fach und vieldimensional wiederholen und abwandeln. Dies zeigt auch 
unsere Synopse der verschiedenen „Bewältigungsmuster“ (Abb. 3). In Mi-
lieus, die gute soziale Netze oder effiziente Strategien des Umgangs mit 
knappen oder unsicheren Ressourcen mobilisieren können, destabilisie-
ren sich soziale Lagen seltener. Die Bewältigungsformen werden aber 
durch die neuen Lagen auch auf die Probe gestellt, und es zeigt sich, daß 
nicht alle Teile der Milieus sie erfolgreich anwenden können. Vielmehr 
teilen sich heute die Milieus in sich selbst zwischen relativen Gewinnern 
und relativen Verlierern.  
 So sind die Unterprivilegierten zwar wegen der Auslagerung arbeits-
intensiver Branchen in Schwellenländer besonders von Dauerarbeitslo-
sigkeit betroffen. Aber nur ein Teil findet keine Alternative zu Resignati-
on oder Anomie. Viele mobilisieren auf virtuose Art ihre Netze informel-
ler Gelegenheitsarbeit und ihre Strategien der Anlehnung an Mächtigere.  
 Gerade dieser Weg ist den Milieus der Mitte verwehrt, deren Ehre in 
ihrem Arbeitsethos, ihrer Unabhängigkeit von Mächtigeren und ihrer Be-
ständigkeit und Zuverlässigkeit liegt. Diese Milieus teilen sich zwischen 
jenen, die aufgrund besonderen Könnens oder Strebens dauerhaft oder 
immer wieder in etwas bessere Positionen gelangen können, und jenen, 
die Armut, Arbeitslosigkeit und Abhängigkeit als Schande erleben und 
daher oft verhehlen.  
 Die oberen Milieus wiederum sind mehr von relativen Status- und 
Einflußverlusten als von Not betroffen. Sie engagieren sich als Individuen 
verstärkt in Kämpfen um Berufspositionen, als ganze Teilmilieus auch in 
symbolischen Kämpfen zwischen „neu“ und „alt“, in denen es um ihren 
schwindenden oder wachsenden Einfluß in der Gesellschaft geht. So be-
klagt die kritische humanistische Intelligenz den Verlust ihrer Hegemo-
nierolle und feiern postmoderne Realpolitiker triumphierend ihren Auf-
stieg.
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5. Vom Aufbruch zur Resignation: Die neuen gesellschaftspolitischen 
Lager und die Krise der Repräsentation 
In der Phase der rot-grünen Koalition, die seit 1998 regiert, scheint sich 
in verdichteter Form ein Prozeß zu wiederholen, der auch die Entwick-
lung von den sechziger bis zu den neunziger Jahren gekennzeichnet hat. 
Auf eine Phase der Mobilisierung neuer Kräfte folgte eine Phase der poli-
tischen Verdrossenheit und Resignation. Sie ist Ausdruck der sozialen 
Gegensätze, die sich auf die politische Ebene, auf der es ja um die Regu-
lierung dieser Gegensätze geht, transponieren.  
 Auf die Jahre sich öffnender sozialer Chancen folgte seit den achtziger 
Jahren die Erfahrung vergeblicher Mühen. Vor allem in den großen Mi-
lieus der Arbeitnehmer wurden die Lebensentwürfe und Erwartungen 
vor unsichere und diskontinuierliche Perspektiven gestellt. Die Indivi-
dualisierung, die Vielfalt und Erlebnis versprach, wurde für viele zum 
Synonym von Eigennutz und Risiko. Die angesammelte Unzufriedenheit 
kam zuerst zum Vorschein, als sich, nach der Euphorie der deutschen 
Vereinigung von 1990, Ernüchterung und Enttäuschung verbreiteten. 
Der Pegel der „politischen Verdrossenheit“, der um 1980 nahe bei 10% 
gelegen hatte, stieg auf etwa 60%. Die scheibchenweise fortgesetzte Po-
litik des Sozialabbaus führte schließlich zu größerer Unruhe in den Be-
trieben und gewerkschaftlichen Protestbewegungen.  
 So kam es nicht unerwartet, daß 1998 die Regierung Kohl, wie zuvor 
die meisten anderen konservativen Regierungen Europas auch, abge-
wählt wurde. Die Gewerkschaften und die sozialen Flügel der Parteien 
und der Kirchen hofften nun darauf, daß die neue rot-grüne Regierung 
die Politik der Deregulierung umkehren würde. Tatsächlich wurden Ende 
1998 einige soziale Einschnitte zurückgenommen. Doch, nach dem er-
zwungenen Rücktritt des SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine, der Sym-
bolfigur der sozialen Integrationspolitik, verstärkte der Bundeskanzler, 
Gerhard Schröder, die Politik des Sparens und der sozialen Einschnitte 
wieder. Bei den Europawahlen im Juni 1999 verlor die SPD acht ihrer 20 
Millionen Wähler von 1998. In den sechs regionalen Wahlen des Herbs-
tes 1999 verlor die SPD bis zu 15% der Stimmen. Die Verluste beruhten 
ganz überwiegend nicht auf Abwanderungen zur CDU/CSU, sondern 
auf den Enthaltungen der treuesten SPD-Wähler. Im November 1999 
wendete sich das Blatt. Zwar lag immer noch die Arbeitslosigkeit um 
vier Millionen, die Armut um 10% und der „Wohlstand auf Widerruf“ 
um 25%. Aber es wurden riesige gesetzwidrige Finanztransaktionen der 
CDU entdeckt, mit denen auch das Patronagesystem des früheren Kanz-
lers Kohl unter Beschuß geriet. Gleichwohl hat die Regierung das Ver-
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trauen der sozialen Milieus nicht verläßlich wiedergewonnen. Vielmehr 
verstärkt sich der Eindruck, daß alle politischen Eliten den Kontakt mit 
den meisten großen Volksmilieus verloren haben, um deren Mobilisie-
rung und Repräsentation es ihnen geht.  

6. Die Lager der „politischen Verdrossenheit“ 
Die Erklärung für diese Unzufriedenheit findet sich in der veränderten 
Dynamik der gesellschaftspolitischen Lager, d. h. der großen Bevölke-
rungsgruppen, die sich nach ihren gesellschaftspolitischen oder weltan-
schaulichen Grundauffassungen relativ deutlich voneinander abgrenzen. 
Da keines der Lager von sich aus mehrheitsfähig ist, schöpfen die Partei-
en, miteinander konkurrierend, aus allen Lagern, freilich mit gewissen 
Schwerpunkten. Die Dynamik der Lager haben wir 1991 mit einer re-
präsentativen Befragung sowie mit nachfolgenden Untersuchungen näher 
ergründet (Vester u. a. 1993/2000; Vögele/Vester 1999). Danach fand 
einerseits das Modell der Arbeitnehmergesellschaft eine sehr hohe allge-
meine Zustimmung von 78% bis 95% in allen Milieus, außer im Kon-
servativ-technokratischen Milieu (mit immerhin auch 60%). Andererseits 
waren drei der sechs von uns gefundenen Lager, mit 58% der Bevölke-
rung, fest überzeugt, daß die maßgeblichen Politiker keine Ver-
antwortung gegenüber den Werten der sozialen Gerechtigkeit zeigten. 
Dabei schwang nicht zuletzt die Befürchtung mit, den eigenen Lebens-
standard in den nächsten Jahren nicht mehr halten zu können. Im Einzel-
nen unterscheiden sich die drei Lager allerdings erheblich: 
 Das Lager der Enttäuschten Autoritären (ca. 27%) konzentriert sich 
bei den Verlierern der Modernisierung, den Milieus am unteren und 
rechten Rand des sozialen Raums, deren Arbeitsqualifikationen, Einkom-
men und soziale Zusammenhänge veraltet und begrenzt sind. Sie erfah-
ren sich als ausgegrenzt und verarbeiten dies autoritär, mit Ressenti-
ments gegen die Ausländer, die moderne Jugend und die Politiker. Bis-
her ziehen vier Fünftel von ihnen SPD und CDU/CSU vor. Aber die Sym-
pathie für den Rechtspopulismus kann durchaus steigen.  
 Das Lager der Skeptischen Distanz gegenüber der Parteipolitik (ca. 
18%) konzentriert sich bei den moderneren Arbeitnehmern der mittle-
ren Generation mit gutem Fachkönnen, Leistungswillen und Zusammen-
halt, in der modernen Mitte. Sie sind eher relative Verlierer der Moderni-
sierung, d. h. durch diskontuierliche Beschäftigung, sinkende Standards 
und steigende Belastungen bedroht. Ihr Vertrauen in die Arbeitnehmer-
gesellschaft – daß Leistung durch Teilhabe belohnt wird – ist sehr ent-
täuscht. Dies verarbeiten sie überwiegend demokratisch, ohne Intoleranz 
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gegen andere Gruppen, zumal sie die sicheren Netze ihrer Milieus im 
Hintergrund haben. Ihre Enttäuschung zeigt sich in skeptischer Distanz 
gegenüber den Politikern und allen Ideologien, seien sie links, liberal, 
konservativ oder sozial-marktwirtschaftlich. Bisher lag ihre Neigung zur 
SPD über dem Durchschnitt, zu CDU/CSU und FDP darunter. Aber es 
besteht erhöhte Gefahr der Wahlenthaltung.  
 Das Lager der Sozialintegrativen (ca. 13%) konzentriert sich in den 
modernsten Teilen der Arbeitnehmermilieus in der linken und oberen 
Mitte. Mit ihrer meist guten Qualifikation, ihren modernen Lebensstilen 
und ihrem lebendigen sozialen Zusammenhalt gehören seine Angehöri-
gen eher nicht zu den Verlierern. Enttäuscht sind sie häufig von dem, was 
sie als autoritäre Arroganz der institutionellen Mächte und als Entmuti-
gung von Solidarität und Mitbestimmung erleben. Sie verarbeiten dies in 
der Regel so, daß sie der institutionellen Politik die Teilnahme verwei-
gern und sich eher aktiv und unkonventionell in überschaubaren Kreisen 
der Basispolitik im Alltag und am Arbeitsplatz engagieren. Sie sind das 
einzige Lager der Gesellschaft, das solidarisch für die Gleichstellung aller
eintritt, d. h. gegen die Diskriminierung von Frauen und Ausländern e-
benso wie gegen die vertikalen Klassenunterschiede. Bisher sympathisie-
ren sie stark überdurchschnittlich mit SPD und Grünen, aber auch das 
Nichtwählen könnte zunehmen.  
 Keines der drei Lager ist allein wegen ökonomischer Benachteiligung 
„verdrossen“. Dies zeigt sich besonders an dem anscheinenden Paradox, 
daß die Gruppe mit den geringsten Ressourcen, das erste Lager, gerade 
nicht die Gruppe mit dem klarsten Oppositionsbewußtsein ist, während 
die Gruppe mit den besten ökonomischen und kulturellen Standards, das 
dritte Lager, nicht nur die kritischste ist, sondern auch besonders die Mi-
lieus der „Arbeitnehmerintelligenz“ zu sich zählt, die in Gemeinden, Ver-
einen, Kollegenkreisen oder offenen Gesellungen besonders als Mei-
nungsmultiplikatoren anerkannt sind. Es ist eine bezeichnende Schwäche 
der führenden politischen Organisationen und Lager, daß sie den beson-
ders kompetenten Angehörigen dieses Lagers keine Kooperation „auf 
Augenhöhe“ anbieten können.  
 Eingriffe in die Lebensweise waren auch immer wichtigere Gründe für 
Protest als sinkende materielle Standards allein (vgl. v. a. Thompson 
1987 [1963]). So bedauern die drei Lager vor allem die neuen Belastun-
gen und Zumutungen. Das erste Lager beklagt vor allem die moralische 
Ausschließung aus der Modernisierung. Das zweite Lager thematisiert die 
Erschwerung einer kontinuierlichen Lebensweise, in der Verantwortung 
sich auch lohnt und Leistung nicht entwertet wird. Das dritte Lager kriti-
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siert die autoritäre und eigensüchtige „Kultur der Selbstzufriedenheit“, 
wie John Kenneth Galbraith (1992) die neue herrschende Moral in den 
durch den Neoliberalismus Reagans veränderten USA nennt. 

7. Die Lager der Selbstzufriedenheit  
Bei den führenden politischen Lagern und Eliten gibt es wenig Anzeichen 
für Selbstkritik. Dies bestätigt, daß die Krise der Repräsentation, wie 
Klaus von Bismarck dies bereits 1957 am Beispiel der Kirche festgestellt 
hat (von Bismarck 1957), mit der sog. „Milieuverengung“, der Ein-
schränkung auf die jeweilige unmittelbare Gefolgschaft, erklärt werden 
kann. Die „selbstzufriedenen“ Lager gehören zu zwei verschiedenen poli-
tischen Formationen, der konservativen und der rot-grünen. Beide For-
mationen unterliegen, wie ihre Pendants in den anderen europäischen 
Ländern, charakteristischen Krisenprozessen.  
 Die konservative Formation erodiert. Sie ist zwar im Kern noch recht 
groß, aber sie ist von etwa 32% auf etwa 25% geschrumpft, da jüngere 
konservative Angestellte und Facharbeiter durch den Wandel der Lebens-
stile toleranter und offener geworden sind und immer weniger Verständ-
nis für die selbstgefällige konservative Patronatspolitik haben. Bei etwa 
einem Drittel der abwandernden Gruppen regt sich auch mehr Verständ-
nis für die Gleichstellung der Frauen und der Ausländer und für Themen 
der Ökologie und der Bürgerrechte.  
 Die rot-grüne Formation ist in sich tief gespalten und kann zur Zeit die 
unzufriedenen Mehrheitslager ebenfalls kaum erreichen. Die innere Spal-
tung zwischen den beiden Leitgruppen der rot-grünen Lagerformation 
stammt aus den Gründerjahren nach 1968. Die neue Formation bestand 
von Anfang an aus zwei parallelen Lagerbildungen – den arbeitnehmer-
orientierten Intelligenzmilieus und den kritischen höheren Bil-
dungsmilieus. Die Unterschiede wurden durch die Abgrenzung von ge-
meinsamen Gegnern und durch die gemeinsame Ideologie lange über-
deckt. Mit der rot-grünen Bundesregierung von 1998 wurde sie unüber-
sehbar.  
 Die politische Strömung, die die Arbeitnehmergesellschaft nicht ab-
bauen, sondern in sich modernisieren will, ist seit dem erzwungenen 
Rücktritt ihrer Symbolfigur, Oskar Lafontaine, von der Macht abgedrängt 
und in der Politik „unsichtbar“ geworden. Die von ihnen repräsentierten 
großen Teile des oben beschriebenen „Sozialintegrativen“ Lagers sind a-
ber noch ein bedeutender Faktor im vorpolitischen Raum. 
 Diese durch Gerhard Schröder personifizierte herrschende Strömung, 
die den Ausgleich der „Arbeitnehmergesellschaft“ durch eine neue verti-
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kale Spreizung der sozialen Ungleichheiten und Risiken ablösen will, rek-
rutiert ihre Anhänger hauptsächlich aus dem Lager der „Radikaldemokra-
ten“ und vertritt das Blairistische neue Politikmodell.  
 Im Lager der Radikaldemokraten (ca. 11%) hat die mittlere Generati-
on der Kinder aus oberen akademischen Milieus ein besonderes Ge-
wicht, die sich seit 1968 radikalisiert und für post-moderne Ziele enga-
giert haben und die heute höhere moderne Berufspositionen einneh-
men. So sehr dieses Lager sich für Bürger-, Frauen- und Ausländerrechte 
und für Friedens- und Umweltthemen einsetzt, so wenig achtet es auf 
die Fragen vertikaler Klassen- und Autoritätsunterschiede. Hier ist sein 
blinder Fleck, der ihm auch den Vorwurf der Pseudoprogressivität (vgl. 
Reissmann 1985) einträgt. Dies wurde besonders beim Eintreten vieler 
rot-grüner Politiker für Kürzungen der Sozialhaushalte und gegen eine 
angeblich zu bequeme Hängematten-Mentalität der Bevölkerung deut-
lich. Die Grünen haben dadurch bereits 1998 die modernen, ökologisch 
sensibilisierten Arbeitnehmer als Wähler verloren. Die Blairistische Poli-
tik hat auch ursächlich mit den wachsenden Wahlenthaltungen moder-
ner SPD-Anhänger zu tun, von denen ein gewisser Teil aus Protest auch 
die PDS zu wählen bereit ist.  
 Das radikaldemokratische Lager neigt der neuen neoliberal-
sozialdemokratischen Mischung nicht als ganzes zu, aber doch in wichti-
gen Teilen. Schon 1991 galten die überdurchschnittlichen Parteisympa-
thien des Lagers nicht nur der SPD und den Grünen, sondern auch der 
FDP. Die wirtschaftsliberal und elitär eingestellten „Radikaldemokraten“ 
finden sich heute politisch zusammen mit den neuen Technokraten des 
Blairismus, die sich aus Milieufragmenten der modernen Aufsteiger und 
post-modernen Unternehmer sowie aus Politikern, Managern und Spit-
zenbeamten zusammensetzen, die die Sparpolitik und die sozialen Ein-
schnitte auch meinen moralisch legitimieren zu müssen. 
 Für sich genommen, kann das kleine radikaldemokratische Lager nur 
begrenzt mehrheitsbildend wirken. Durch die Ausgrenzung der Rivalen 
des sozialintegrativen Lagers hat es sich in eine Falle begeben. Es hat 
damit auf einen Partner verzichtet, der eine „sozialmoralische Brücke“ zu 
den arbeitnehmerischen Mehrheitslagern hätte bauen können. Daß die-
se Brücke gebraucht wird, war deutlich an der Ablehnung zu sehen, die 
die Aufsteigersymbolik, durch die der Kanzler als „Genosse der Bosse“ 
erschien, bei den Stammwählern erfuhr. 
 In der jetzigen Situation reagiert keines der führenden Milieus auf die 
Erfahrungen sozialer Destabilisierung in den großen Volksmilieus. Diese 
Erfahrungen werden nicht ernstgenommen, weil im vulgärmaterialisti-
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schen Mainstream nur Arbeitslosigkeit, Armut und Anomie als „legitime 
Not“ gelten. Der hohe Pegel der Unzufriedenheit muß daher als unbe-
rechtigt erscheinen. Eine Strategie, die die ganze Spannweite der von ei-
ner sozialreformerischen Volkspartei zu integrierenden Milieus anspricht, 
fehlt immer noch. An ihrem Fehlen war bereits 1982 der sozialdemo-
kratische Kanzler Helmut Schmidt gescheitert, als er die FDP nicht mehr 
einbinden konnte und die Milieus der neuen grün-alternativen Bewegun-
gen nicht einbinden wollte. Seitdem fehlt der SPD ein überzeugendes In-
tegrationsmodell und auch eine Führungsfigur, die dieses symbolisieren 
könnte. Nach Willy Brandt wechselte sie 1999 zum vierten Mal den Vor-
sitzenden, und auch der jetzige, Gerhard Schröder, verkörpert nur be-
stimmte Richtungen. Seine Wahlerfolge beruhen, wie die Helmut Kohls 
bis 1994, auf Mobilisierungen, die ad hoc und nicht dauerhaft wirkten. 
Die Bindekraft der Sozialdemokratie erodiert ebenso wie die der Union.  
 Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und der relative Rückzug des 
Staates hat die Last der sozialen Risikobewältigung zunehmend auf die 
sozialen Milieus verlagert. Sie müssen mit den Problemen der neuen Zu-
mutungen und Belastungen, der Diskontinuität und des Mißverhältnisses 
zwischen Leistung und Erfolg fertigwerden. Der Sozialpsychologe Kurt 
Lewin hat bereits 1942 festgestellt, daß für die „Moral“, d. h. den Mut 
und die Hoffnung eines Akteurs, seine „Zeitperspektive“ maßgeblich ist. 
Wenn die Etappen der Zukunft unklar und die Mittel zu ihrer Erreichung 
unsicher sind und wenn angestrengtes Bemühen unvorhersehbar vergeb-
lich sein kann, können die Menschen ihre Kräfte nicht mehr zuversicht-
lich organisieren (Lewin 1953). Dies kann entweder zur Demoralisierung 
(wie im Lager der „Enttäuschten Autoritären“) oder zum Rückzug auf den 
verläßlichen Alltag (wie im Lager der „Skeptisch Distanzierten“) oder aber 
zum Wechsel des Feldes politischer Aktivität, d. h. zum aktiven Engage-
ment in der alltäglichen Subpolitik (wie im Lager der „Sozialintegrativen“) 
führen. Die Unzufriedenheit ist ein Moralproblem und daher gewisser-
maßen auf der Zeitachse des sozialen Feldes zu messen und nicht auf der 
vertikalen Achse der Güterverteilung.  
 Wenn die Politik der universellen Flexibilisierung fortgesetzt wird oder 
wenn der Aktienboom umkippt und eine neue wirtschaftliche Rezession 
auslöst, dann ist es wahrscheinlich, daß die drei Formen „politischer 
Verdrossenheit“ sich weiterentwickeln werden. Einerseits könnte das po-
pulistische Potential eines Tages die Basis einer rechten Zwanzig-Prozent-
Partei nach österreichischem Vorbild werden. Ebenso könnte auf der so-
zialdemokratischen Seite des politischen Spektrums die PDS vom Versa-
gen der SPD profitieren. Schließlich könnten sich die enttäuschten demo-
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kratischen Arbeitnehmerlager weiter von der Parteipolitik abwenden und 
vermehrt die Erwartung an die Gewerkschaften richten, ihre Rolle als au-
ßerparlamentarische Gegenmacht wieder aufzunehmen. 
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